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Föderale Perspektiven in der aktuellen EU-Reformdebatte

Marius Michalski*

Der zweitägige Workshop ging der Frage
nach, ob der Föderalismus als analytisches
Konzept und als europapolitisches Leitbild in
der aktuellen Krise ein Comeback erlebt. So
wie im 15. Jahrhundert die Denker der Re-
naissance sich der antiken Grundlagen erin-
nerten, so entsinnen sich Wissenschaftler und
Europapolitiker in der aktuellen EU-Reform-
debatte des Föderalismus als Referenzrahmen
zur Beschreibung und Analyse der aktuellen
Situation.

Während der Föderalismus in der Vor- und
Frühgeschichte der europäischen Einigung zu
einem weit verbreiteten Konzept und Leitbild
(‚Vereinigte Staaten von Europa‘) gehörte,
war er später – zumindest im politischen Dis-
kurs – etwas in Vergessenheit geraten und
wurde nur noch von überzeugten ‚Euro-Föde-
ralisten‘ hochgehalten. In der interdisziplinär
ausgerichteten Veranstaltung diskutierten
Historiker, Politik-, Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaftler die Frage, welche Erkenntnis-
se sich ergeben, wenn die europäische Fi-
nanzkrise und die daraus folgende Reformde-
batte durch eine föderale ‚Brille‘ betrachtet
werden.

Die Grundlagen für die nachfolgenden Bei-
träge und Diskussionen legte Rudolf Hrbek.
Er zeigte mit Verweis auf renommierte Föde-
ralismusforscher, die sich mit der Föderalisie-
rung der Europäischen Gemeinschaft be-
schäftigt (zum Beispiel Michael Burgess) und
Föderalstaaten international vergleichend un-
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tersucht haben (zum Beispiel Ronald Watts),
dass zentrale Fragen der europäischen Inte-
gration immer auch klassische Fragen der Fö-
deralismus-Forschung waren und bis heute
sind: Dazu gehörten etwa das Austarieren
und Aushandeln von „self-rule“ und „shared
rule“ (Daniel J. Elazar), also die politisch oft
kontrovers diskutierte Frage, welche Kompe-
tenzen und Aufgaben der Europäischen Uni-
on und welche den Mitgliedstaaten mit ihren
Regionen und Kommunen zukommen. Da-
rüber hinaus seien auch weiche Faktoren zu
berücksichtigen, die für Föderalstaaten kenn-
zeichnend sind; dazu gehöre, so Hrbek, mit
Verweis auf einschlägige Autoren (zum Bei-
spiel Carl Joachim Friedrich) ein „federal spi-
rit“, also eine bestimmte „föderale Kultur“,
die Michael Burgess als „federality“ bezeich-
net hat.

Föderale Ideen in der Integrationsgeschichte

Die Historikerin Gabriele Clemens erinnerte
in ihrem Vortrag daran, dass föderale Leitbil-
der und konkrete „Föderationspläne“ (Walter
Lipgens) in der Zwischenkriegszeit und in
der Nachkriegszeit eine sehr wichtige Rolle
gespielt haben. Das „Hertensteiner Pro-
gramm“ von 1946 und der Haager Kongress
von 1948 sind nur zwei Beispiele für die Ide-
en, die im Umfeld der Europäischen Bewe-
gung diskutiert wurden. Mit dem Verfas-
sungsentwurf des Europäischen Parlaments
aus dem Jahr 1984, wesentlich inspiriert von
Altiero Spinelli, der die Errichtung einer
„Europäischen Union“ als Ziel formulierte,
habe die Debatte einen vorläufigen Höhe-
punkt erreicht. Auch wenn der Entwurf da-
mals als utopisch erschienen sei und nur
einen Prozess habe anstoßen wollen, hatte er,
wie Clemens deutlich machte, vieles an Re-
formideen vorweggenommen, was in den
nachfolgenden Verträgen umgesetzt wurde.

Dietmar Nickel knüpfte unmittelbar an diesen
Vortrag an und ging in seinem Referat der
Frage nach, was als das „Erbe Spinellis“ ver-
standen werden könne. Er zeigte am Beispiel
der Investitur der Europäischen Kommission,
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dass die designierten Präsidenten und das Eu-
ropäische Parlament mehr und mehr das ver-
traglich verankerte Vorrecht der „Herren der

76 integration – 1/2016 Arbeitskreis Europäische Integration • Tagungen

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2016-1-75
Generiert durch IP '18.222.115.173', am 20.08.2024, 21:10:58.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2016-1-75


Verträge“, den Präsidenten zu bestimmen, zu
relativieren versuchten und verstärkt an der
Besetzung der Kommission mitwirkten. Dies
sei geschehen lange bevor mit der Einführung
des Konzepts der „Spitzenkandidaten“ bei der
Europawahl 2014 die Staats- und Regierungs-
chefs nicht mehr das letzte Wort hatten und
das Parlament vorpreschte, um „seinen“ Kan-
didaten für das Amt des Kommissionspräsi-
denten in Position zu bringen. Zahlreiche Än-
derungen der Geschäftsordnung des Europä-
ischen Parlaments sowie die Praxis, die Kan-
didaten für Kommissarsposten zu Anhörun-
gen zu laden, haben den Boden bereitet für
eine neue europäische Verfassungswirklich-
keit, in der auch ein „Erbe Spinellis“ zu sehen
ist.

Drei aktuelle Föderalisierungsinitiativen

Die europäische Finanzkrise war der Anstoß
für mehrere Abgeordnete des Europäischen
Parlaments, sich der Spinelli-Initiative zu er-
innern und unter seinem Namen eine Gruppe
zu gründen. Ausgehend von der Beobach-
tung, dass in der Euro-Krisenpolitik vor allem
die Staats- und Regierungschefs die Feder-
führung („Chefsache“) übernommen hatten
und dadurch Kommission und Parlament
ins Hintertreffen geraten waren, haben eini-
ge Abgeordnete um Daniel Cohn-Bendit,
Andrew Duff, Sylvie Goulard und Guy
Verhofstadt, um nur einige zu nennen, 2010
die „Spinelli Group“ gegründet.

Mit deren Zielen und Ideen beschäftigten sich
Gabriele Abels und Frieder Oesterle in ihrem
Vortrag. Sie zeigten, dass die Gruppe im
Geiste Spinellis konkrete Vorschläge zu
einem Umbau der Europäischen Union mach-
te. Diese Überlegungen sind eingeflossen in
das Projekt eines „Europäischen Grundgeset-
zes“1 und in eine Reihe von Initiativberich-
ten, mit denen die Gruppe in der letzten und
auch – in neuer Zusammensetzung – in der
laufenden Legislaturperiode bislang hervor-

getreten ist. Dabei verfolgten die Abgeordne-
ten, die sich hinter dem Namen Spinelli ver-
sammelt haben, so Abels und Oesterle, eine
„duale Strategie expliziter und impliziter
Konstitutionalisierung“, das heißt, dass sie
zum einen konkrete institutionelle Reform-
vorschläge und Änderungen des EU-Vertrags
befürworten und zum anderen aber auch klei-
ne, pragmatische Anpassungen anregen, die
ohne Vertragsänderungen auskommen.

Janis Emmanouilidis stellte das Projekt „New
Pact for Europe“ vor, eine Initiative verschie-
dener Brüsseler Thinktanks, an der der Refe-
rent federführend mitgewirkt hat. Erste Ideen
dazu wurden 2012 entwickelt, also zur Hoch-
phase der „Eurokrise“. Eine „Reflexionsgrup-
pe“ hatte fünf Strategien entwickelt, wie den
unterschiedlichen Herausforderungen (Euro-
krise, Populismus, Arbeitslosigkeit etc.), mit
denen die Europäische Union momentan kon-
frontiert ist, begegnet werden könnte. Der
Ansatz der Gruppe, die hinter dem „New Pact
for Europe“ steht, sei gleichermaßen pragma-
tisch und ambitioniert. Ein zentrales Ziel sei
es, in den Mitgliedstaaten die Debatte um die
Zukunft der Europäischen Union zu beför-
dern. Er stehe auf drei Leitbildern oder „Pfei-
lern“: erstens eine „enabling Union“, also
eine Europäische Union, die Investitionen sti-
muliere, wie dies später im Juncker-Plan auf-
gegriffen worden sei, dort nur weniger ambi-
tioniert als im „Pakt“; zweitens eine „sup-
porting Union“, die die soziale Dimension
stärke und auch die Demokratie und Rechts-
staatlichkeit in den Mitgliedstaaten schütze
(Ungarn!); und drittens eine „participative
Union“, in der dem Europäischen Parlament
eine stärkere Rolle bei der Legitimation euro-
päischer Politik zukomme. Die bisherigen
Reaktionen in den Mitgliedstaaten seien je-
doch, so der Referent, ganz unterschiedlich
gewesen; insgesamt legten die Regierungen
eine „Risikoaversion“ an den Tag. Ein Aus-
weg aus der Krise könne die Formulierung ei-
nes neuen „grand project“ sein, wofür sich

1 Siehe dazu Andrew Duff: Zurück zur Kernfrage: eine föderale Ordnung für Europa, in: integration 1/2014,
S. 65-71.
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seiner Ansicht nach das Projekt einer „Ener-
gieunion“ anbiete.

Unter dem Titel „The European Republic is
under Construction“ legte Ulrike Guérot in
einem öffentlichen Vortrag ihre anregende
Sicht auf die aktuelle Lage der Europäischen
Union dar; im Mittelpunkt der Ausführungen
stand ein Plädoyer für die Errichtung einer
„Europäischen Republik“. Ihrer Ansicht nach
drehe sich die europapolitische Debatte seit
20 Jahren im Kreis, durch die Krise sei die
Europäische Union in ihrem Kern bedroht.
Mit Verweis auf Antonio Gramsci sagte sie:
„Die alte Welt liegt im Sterben…“. Die in
Deutschland und anderswo zu beobachtende
Renationalisierung gelte es durch ein neues
Narrativ zu ersetzen; hier würden ein Blick in
die europäische Geistes- und Kulturgeschich-
te sowie auch die Versprechungen helfen, die
mit dem klassischen Begriff der „Republik“
verbunden sind.

Föderale Perspektiven in der Diskussion zur
Krisenbewältigungspolitik

Mit dem „Krisenreaktionsrecht“ beschäftigte
sich Ulrich Hufeld in seinem Beitrag. Was in
den letzten Jahren zu beobachten gewesen ist,
sei als „Refolution“, als Mischung aus „Re-
form“ und „Revolution“ zu beschreiben. Die
unterschiedlichen Maßnahmen, die im Zuge
der Euro-Rettungspolitik – „am Rande der
Legalität“ – beschlossen wurden, hätten eine
hochintegrierte Wirtschafts- und Währungs-
union der 19 geschaffen, die Hufeld als
„Zweiraumföderalismus“ (im Unterschied
zum „Einraumföderalismus“ des Binnen-
markts) beschrieb. Mit dem Fiskalpakt und
den anderen Instrumenten sei eine „gemein-
same Entschuldungspolitik“ möglich und die
Nullverschuldung als „goldene Regel“ veran-
kert worden. Es müsse das Ziel der EU-Staa-
ten sein, sich zu entschulden, weil sie bei
einer Fortführung der kreditfinanzierten Poli-
tik („das Opium der Haushaltspolitik“) als
„Schuldnerstaaten“ jegliche Handlungsspiel-
räume verlören und dadurch „entstaatlicht“
würden. Aus der Sicht des Ökonomen analy-

sierte Ansgar Belke die bisherigen Maßnah-
men zur Rettung und Reform der Wirtschafts-
und Währungsunion. Sein Leitbild ist das des
wettbewerbsbasierten Fiskalföderalismus. In-
sofern ist seiner Ansicht nach die Bankenuni-
on ein erster Schritt, dem die Fiskalunion fol-
gen müsse.

Die Diskussionen um föderale Perspektiven
der Europäischen Union standen immer wie-
der im Verdacht, dass sie vor allem in
Deutschland (und vielleicht noch in Belgien
oder Italien) ihre Anhänger hätten, in der
Mehrzahl der EU-Staaten jedoch auf wenig
Interesse oder gar auf eindeutige Ablehnung
stießen (zum Beispiel in Großbritannien).
Dies war einer der Gründe, weshalb Hartmut
Marhold in seinem Vortrag der Frage nach-
ging, welche Rolle föderale Leitbilder aktuell
in Frankreich und Italien (noch) spielen. Ins-
gesamt sieht er vor allem Vorschläge, die auf
ganz konkrete Lösungen für die aktuelle Kri-
se zielen, jedoch keine föderalen Projekte im
engeren Sinne. Im französischen Diskurs be-
obachtet Marhold gar eine intellektuelle
„Dürre“. In Italien biete sich kaum ein ande-
res Bild: Autoren wie Vittorio Feltri („Il
Quarto Reich“) oder Giorgio Agamben be-
schäftigten sich vor allem mit der „hegemo-
nialen“ Rolle Deutschlands in der Krise. Ob-
wohl die italienische Ratspräsidentschaft
2014 unter dem Motto „back to the federalist
agenda“ stand und Ministerpräsident Matteo
Renzi das klassische Leitbild von den „Verei-
nigten Staaten von Europa“ bemüht habe,
fänden solche rhetorischen Bekenntnisse bis-
lang keinen Eingang in die praktische Politik.

„Seeing the EU Through the Federal Lens“

Mit den Debatten um einen Rückbau („Repa-
triierung“) von europäischen Kompetenzen,
wie sie vor allem in Großbritannien und in
den Niederlanden geführt werden, befasste
sich Annegret Eppler in ihrem Vortrag. Sie
zeigte anhand der vorliegenden Vorschläge,
ob und inwiefern sie den Reformdiskurs be-
einflussen könnten. Zum Abschluss unter-
nahm Martin Große Hüttmann den Versuch,
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die interessanten Referate und Diskussionen
zusammenzuführen und die Ausgangsfrage
zu beantworten, welche Rolle dem Föderalis-
mus als analytischem Instrument und als eu-
ropapolitischem Leitbild heute (noch) zu-
kommt. Folgt man dem Motto „seeing the EU
through the federal lens“, lassen sich, so sein
Fazit, tatsächlich neue Perspektiven für die
wissenschaftliche wie die politische Debatte
eröffnen. Denn wie in vielen Vorträgen und in
den Diskussionen immer wieder deutlich
wurde, haben (fast) alle Fragen, die im Zu-
sammenhang mit der Weiterentwicklung der

Europäischen Union aufgeworfen wurden,
auch einen inhaltlichen Bezug zum Föderalis-
mus. Dies betrifft die Frage nach der Solidari-
tät zwischen Geberstaaten und Schuldnern,
die Frage nach der institutionellen Balance
und der Verteilung der Kompetenzen im
Mehrebenensystem und nicht zuletzt die Fra-
ge nach der kollektiven Identität Europas als
Schicksalsgemeinschaft. Auch wenn das
Wort Föderalismus von vielen, die sich an der
Diskussion beteiligen, vermieden wird, lugen
der Begriff und die dahinter stehenden Ideen
gewissermaßen zwischen den Zeilen hervor.
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